
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Jan Wenzel Schmidt, René Bochmann, Martin Sichert, Jörg 
Schneider, Dr. Christina Baum, Carolin Bachmann, Thomas Dietz, Jürgen Braun, 
Robert Farle, Martin Reichardt, Frank Rinck und der Fraktion der AfD

Drohender Personalmangel durch Einführung der Impfpflicht im 
Gesundheitswesen

Mit der Einführung der einrichtungsbezogenen Impfpflicht im Gesundheitswe-
sen (Berufsgruppen 81 und 82, Klassifikation der Berufe 2010) können viele 
dort Angestellte ihren Beruf ab Mitte März 2022 nicht mehr ausführen, wenn 
sie sich gegen eine Impfung gegen COVID-19 entschieden haben (vgl. https://
www.leonberger-kreiszeitung.de/inhalt.impfpflicht-im-gesundheitswesen-impf
verweigerern-droht-kuendigung.0b3d5938-9832-4f2d-bfa0-b58d3618970
a.html). Dies wird sich verschärfend auf die ohnehin schwierige Lage in Kran-
kenhäusern und Pflegeeinrichtungen auswirken (vgl. https://www.t-online.de/n
achrichten/panorama/id_91304626/kuendigungen-wegen-impfpflicht-drohen-ar
zt-das-ist-eine-katastrophe-.html).

Wir fragen die Bundesregierung:
1. Wie viele Menschen, die 2021 beruflich in den von der im § 28b des Infek-

tionsschutzgesetzes geregelten einrichtungsbezogenen Impfpflicht betroffe-
nen Einrichtungen tätig waren, haben sich bis heute arbeitsuchend gemeldet 
oder den Beruf gewechselt (bitte nach Monaten aufschlüsseln)?
a) Sind der Bundesregierung die Gründe für die Aufgabe des Berufes von 

Angestellten bei von der einrichtungsbezogenen Impfpflicht betroffenen 
Einrichtungen bekannt?

b) In welche Branchen sind die ehemals in von der einrichtungsbezogenen 
Impfpflicht betroffenen Einrichtungen Beschäftigten gewechselt, sofern 
sie sich nicht arbeitsuchend gemeldet haben?

2. Wie haben sich die Arbeitslosenzahlen im Pflegebereich im Vergleich zu 
den letzten drei Jahren entwickelt (bitte nach Monaten und Branchen auf-
schlüsseln)?

3. Wie viele Arbeitsstellen im Bereich der Alten- und Krankenpflege wurden 
in diesem Zeitraum von der Bundesagentur für Arbeit ausgeschrieben?

4. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung ggf. zu ergreifen, um 
eine Verschärfung des Personalmangels in Pflegeberufen zu verhindern?

5. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung ggf. zu ergreifen, um 
für einen Personalaufwuchs im Bereich der Pflege zu sorgen?
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6. Sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang zwischen der beschlosse-
nen Impfpflicht für Berufstätige in Pflegeberufen und einem möglichen 
Rückgang der Zahl der dort Beschäftigten?

7. Ist der Bundesregierung bekannt, mit wie vielen Kündigungen bzw. Arbeits-
freistellungen oder Beurlaubungen bei denjenigen zu rechnen ist, die es ab-
lehnen, sich der Impfung zu unterziehen?

8. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Mehrkosten durch drohende Kün-
digungen oder unbezahlte Freistellungen des betreffenden Personals auf den 
Steuerzahler zukommen?

9. Wie gedenkt die Bundesregierung, den drohenden Personalmangel und die 
damit verbundenen Mehrkosten zu kompensieren?

Berlin, den 10. März 2022

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion
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